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Rede

des

F.D.P./DVP-Landesvorsitzenden

Dr. Walter Döring MdL

stellv. Ministerpräsident

gehalten auf dem Landeshauptausschuss der F.D.P./DVP Baden-Württemberg

am 13. Mai 2000 in Biberach

Sperrfrist: 10 Uhr

Es gilt das gesprochene Wort!

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

ich freue mich sehr, dass Sie heute alle hierher nach Biberach an der Riß gekommen sind, um mit uns gemeinsam den Landeshauptausschuss, den sogenannten kleinen Landesparteitag unserer baden-württembergischen F.D.P./D.V.P. abzuhalten.

Von hieraus herzliche Grüße nach Nordrhein-Westfalen!

Wir sind ganz sicher, dass mit dem morgigen Wahlausgang und dem Einzug der F.D.P. in den nordrhein-westfälischen Landtag das Tal der Tränen durchschritten sein wird.

Wir baden-württembergischen Liberalen danken den zahlreichen Wahlkämpferinnen und Wahlkämpfer für Ihren großartigen Einsatz und drücken Ihnen allen die Daumen, dass dieser mit einem guten Ergebnis belohnt werden wird!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

Baden-Württemberg befindet sich in einer wirtschaftlich sehr guten Lage:

Die Arbeitslosigkeit sinkt kontinuierlich.

(Folie 1)

Wir schreiben Monat für Monat geringere Arbeitslosenzahlen.

Wir liegen bundesweit an der Spitze und wir erreichen damit unser wichtigstes Ziel:

So viele Menschen wie irgend möglich in Lohn und Brot bringen.

Ich danke allen, die mit ihrer Einstellungspolitik in den Unternehmen und Firmen hierfür Verantwortung tragen.

Ich bin auch stolz darauf, dass die Ausbildungsplatz-zahlen ebenfalls deutlich nach oben gehen:

Wieder 3,4 % mehr Ausbildungsplätze als im Vorjahr sind ein Wort!

Auch hier gilt unser Dank all denen, die seit Jahren für dieses gute Ergebnis sorgen.

Hauptverantwortlich für diese guten Wirtschafts-daten sind Handwerk und Mittelstand.

Und im Handwerk und im Mittelstand sind vor allen Dingen die inhabergeführten Unternehmen die Spitzenreiter.

Um so schlimmer ist es, dass Handwerk und Mittelstand von der Rot-Grünen-Bundesregierung fortgesetzt benachteiligt, ja geradezu diffamiert werden.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir fordern von der Bundesregierung:

· Die Gleichstellung von Personen- und Kapitalgesellschaften !

· Die Abkehr von der geplanten vollen Besteuerung der Veräußerungsgewinne !

· Die Veränderung der verheerenden Pläne zur Verlängerung der Abschreibungsfristen !

· Die Streichung der gegenwärtigen Scheinselb-ständigenregelung und die Rückkehr zur alten Regelung !

· Die ersatzlose Streichung der gegenwärtigen Regelung zu den 630-Mark-Jobs und die Rückkehr zur alten Regelung !

· Die Fortsetzung der Beratungsförderung im Handwerk auch durch die Bundesregierung !

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

es gibt zwei große Probleme, denen sich der Mittelstand und das Handwerk gegenübergestellt sehen:

Da ist zum einen die völlig unzureichende Steuerreform mit all ihren Benachteiligungen und Ungerechtigkeiten gegenüber dem Handwerk und dem Mittelstand und da ist zum anderen das gravierende Problem der Mitarbeitergewinnung.

Bei Messebesuchen, bei Betriebsbesichtigungen und bei Unternehmergesprächen höre ich es immer wieder: 

Der Fachkräftemangel behindert den möglichen weiteren Abbau der Arbeitslosigkeit.

Der Fachkräftemangel verhindert weiteres Wachstum und somit auch weiteren Wohlstand für unsere Gesellschaft.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir haben heute schon einen gravierenden Facharbeitermangel und wenn wir nichts tun, dann wird sich dieser in den nächsten Jahren noch gewaltig fortsetzen.

Uns fehlen Fachkräfte im Computer- und Softwarebereich.

Hierzu Folie 2

Aber diesen Fachkräftemangel haben wir natürlich nicht nur in der Computerbranche.

Folie 3

Das Ausmaß des Fachkräftemangels und die breite Streuung der Branchen, in denen dieser Fachkräftemangel beklagt wird, zeigen, dass die von Bundeskanzler Schröder eingebrachte Green-Card hinten und vorne so wie sie von der rot-grünen Bundesregierung konzipiert ist, nicht ausreicht.

Allein für den Maschinenbau rechnet der VDMA für Baden-Württemberg mit einem jährlichen Bedarf von 2.000 bis 2.500 Ingenieuren.

41 % der Industriebetriebe in der Region Stuttgart sehen im Ingenieurmangel das größte Wachstumshemmnis.

Die jüngsten Arbeitsmarktzahlen für die Monate März und April 2000 signalisieren eine eindeutig positive Entwicklung für unsere baden-württembergische Wirtschaft.

Erstmals seit Oktober 1993 wird die Grenze von 300.000 Arbeitslosen unterschritten.

Im Jahresvergleich gibt es jetzt weit über 40.000 Arbeitslose weniger, das Stellenangebot hat sich um fast 13.000 erhöht.

Dieser positive Trend auf dem Arbeitsmarkt wird sich aber auf Dauer nur dann halten lassen und fortsetzen, wenn es uns gelingt, den Fachkräftemangel in unseren starken Branchen zu beheben.

Nach Schätzungen des baden-württembergischen Wirtschaftsministeriums könnte das jährliche Brutto-Inlandsprodukt in Baden-Württemberg um 10 Mrd. höher liegen, wenn der Fachkräftemangel behoben wäre.

Dies ist gleichbedeutend mit rund 80.000 zusätzlichen Arbeitsplätzen.

Der Abbau der Arbeitslosigkeit könnte also somit wesentlich größer sein, wenn es uns nur gelänge, alle offenen Stellen zu besetzen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

ein weiteres Problem kommt hinzu:

Das Problem der demographischen Entwicklung.

Der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg, Bernhard Jagoda, führt aus:

„Bis zum Jahr 2010 sinkt das Potenzial an Erwerbspersonen in Deutschland um jährlich 100.000 bis 150.000, danach wird sich dieser Trend erheblich verstärken.

Bei anhaltend positiven Rahmenbedingungen halte ich daher eine Halbierung der Arbeitslosigkeit bis in 10 Jahren für erreichbar.

Dann kann in der Tat ein Arbeitskräftemangel auf breiter Basis drohen, wenn hier nicht rechtzeitig gegengesteuert wird.

Natürlich liegt in der Konjunktur eine Ursache dieser Entwicklung.

Aber der Hauptgrund ist, dass dem Arbeitsmarkt immer weniger Personen zur Verfügung stehen, und deshalb wäre eine Option, die geregelte Zuwanderung. Keiner sollte die Auswirkungen der demographischen Entwicklung  in Deutschland unterschätzen!“

Folie 4

Folie 5 

zeigt die Projektion des Erwerbs-Personen-Potenzials in Gesamtdeutschland von 1995 bis 2040.

Die Varianten 4, 5 und 6 zeigen die Erwerbsquoten Variante ohne Zuwanderung.

Die Varianten 1, 2 und 3 zeigen die Erwerbsquoten bzw. Wanderungssaldo der ausländischen Bevölkerung mit Zuwanderung.

Aus dieser Projektion geht, wie ich meine, eindeutig hervor, dass eine Zuwanderung, die regelt und steuert und begrenzend wirkt, von etwa 200.000 jährlich für die Bundesrepublik Deutschland  notwendig sein wird.

Liebe Parteifreundinnen, liebe Parteifreunde,

von daher wundert es nicht, dass der Ruf nach einem Zuwanderungsbegrenzungsgesetz immer lauter wird.

Er wird lauter, weil wir uns ohne ein solches Gesetz unsere eigenen Zukunftschancen vermasseln.

Ich möchte noch einen Bereich nennen, der in der bisherigen Diskussion viel zu kurz gekommen ist:

Den der ausländischen Studierenden in Baden-Württemberg und in der Bundesrepublik Deutschland.

Erfreulicherweise haben wir wieder mehr ausländische Studierende bei uns.

Aber kein Land der Welt verhält sich diesen gegenüber so töricht wie wir.

Wir bilden die Asiaten, die Osteuropäer, die Amerikaner und die Kanadier aus, und wenn sie mit ihrer Ausbildung fertig sind, dann schicken wir sie wieder außer Landes.

Mit dem hier Gelernten – in der Regel für die Studierenden kostenfrei, für uns aber alles andere als kostenfrei - lassen wir sie als hochqualifizierte und begehrte Arbeitskräfte ziehen.

Von ihren neuen Zielländern aus machen sie dann unseren Firmen mit dem bei uns und auf unsere Kosten Gelerntem Konkurrenz!

So etwas gibt es nur bei uns!

(Das Beispiel von Professorin Heide Ziegler, Internationale Universität Bruchsal ansprechen.)

Sie will, dass ihre Studienabsolventen noch ein paar Jahre bei Firmen in Deutschland bleiben können.

Dies macht Sinn.

Denn sie sind exzellente Botschafter Deutschlands.

Der VDMA-Präsident Eberhard Reuther hat recht wenn er sagt, dass die Bundesrepublik Deutschland eine Green-Card für Studenten braucht, was bedeutet, unsere Meinung, dass die geplante Green-Card völlig unzureichend ist, ist richtig.

Liebe Parteifreundinnen und liebe Parteifreunde,

wer in einer solchen entscheidenden Zukunftsfrage bewußt unzulässig vereinfacht, bewußt polarisiert und bewusst emotionalisiert, der schadet der deutschen Wirtschaft, der schadet unserem Land, der schadet dem Ruf Deutschlands in der Welt und dem gehört morgen bei der Landtagswahl in Nordrhein-Westfalen die rote Karte gezeigt!

Herrn Rüttgers unsägliche „Kinder statt Inder“-Kampagne, darf morgen nicht belohnt, sondern muss von all denen, die an der Zukunftssicherung unseres Landes und an der Zukunftssicherung der jungen Generation arbeiten, in aller Entschiedenheit zurückgewiesen werden.

Liebe Parteifreundinnen und liebe Parteifreunde,

wir haben allen Grund, uns mutig, offensiv und mit großem Engagement für unsere Vorstellungen eines Zuwanderungsgesetzes einzusetzen:

Für unsere Position erhalten wir Unterstützung aus der Wirtschaft, vom Städtetag, vom DGB, von der Bundesanstalt für Arbeit und von den Kammern und Arbeitgeberverbänden.

Folie 6

Altbekannte Vorreiter und Kampfblätter für Multi-Kulti wie die FAZ, die Südwestpresse, die Zeit, die Welt, die Financial Times Deutschland, die Stuttgarter Nachrichten und viele andere mehr unterstützen unsere Forderung nach einem Zuwanderungsbegrenzungsgesetz.

Lassen wir uns nicht entmutigen! 

Die Vernunft ist auf unserer Seite.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

die aktuelle Diskussion um die Green-Card für IT-Fachleute zeigt zusammen mit der gleichzeitigen Rückführung bosnischer Bürgerkriegsflüchtlinge die ganze Absurdität unserer Einwanderungspolitik auf:

Da wird natürlich zu Recht darüber diskutiert, wie wir am schnellsten und am unbürokratischsten 20.000 IT-Fachleute ins Land holen können, weil die Wirtschaft sie braucht.

Gleichzeitig schicken wir Menschen wieder nach Hause –Bürgerkriegsflüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien- obwohl sie von den Betrieben gebraucht werden.

Vor allem von Handwerksbetrieben und in der Gastronomie werden diese gebraucht.

Ein- und derselbe Sachverhalt und zwei völlig entgegengesetzte Konsequenzen!

Dies ist die Folge unserer völlig verkorksten Zuwanderungspolitik und unserer unzureichenden 

Adhoc-Maßnahmen.

Wenn wir nur endlich die Belange der Wirtschaft bei der Frage der Zuwanderung ernst nehmen, dann bitte auch konsequent und nicht nur beschränkt auf den IT-Bereich.

Handwerkskammerpräsident Hackert hat Recht, wenn er feststellt:

„Was der indische Programmierer für die Computer-industrie ist, das ist der bosnische Bürgerkriegs-flüchtling für zahlreiche Handwerksbetriebe!“

Nach Schätzung des Handwerkstages wären von einer Regelung wie sie uns vorschwebt, gegenwärtig rund 5.000 Handwerksbetriebe allein hier in Baden-Württemberg positiv betroffen.

So wichtig die Green-Card-Initiative der Bundesregierung für ein Aufbrechen verkrusteter Denkstrukturen in der Einwanderungspolitik auch ist – sie reicht nicht aus und sie ist in hohem Maße ungerecht.

Warum sollen die Global Player IBM, HP und andere ihre Experten aus der ganzen Welt holen können, Handwerk und Mittelstand aber bei dem selben Problem alleingelassen werden?

Deshalb müssen weitere Schritte folgen, Schritte, von denen auch andere Bereiche der Wirtschaft profitieren, nicht nur die Multis, sondern vor allen Dingen unser Beschäftigungsmotor Handwerk und Mittelstand.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

der „Rat für Migration“, ein Zusammenschluss namhafter Wissenschaftler, empfiehlt dringend ein Gesamtkonzept für eine gewünschte Einwanderung.

Ein solches Einwanderungsgesetz wecke weniger Widerstand als der Zustrom ungelernter und immer häufiger zur Erwerbslosigkeit verurteilter Einwanderer.

Die Professoren, darunter prominente Namen wie Dieter Oberndörfer, Klaus Legewie und Riester-Berater Bernd Rührrup sind sich einig:

Alter, Bildung und gegebene familiäre Bindungen müssen in Zukunft bei der Auswahl von Einwanderern berücksichtigt werden.

Schauen wir uns doch einmal an, wie es andere Länder, wie die Vereinigten Staaten und Australien oder zum Beispiel Kanada machen:

Folie 7

Folie 8

Liebe Parteifreundinnen und liebe Parteifreunde,

wir lassen uns den Vorwurf nicht gefallen, zur Lösung der genannten Probleme ausschließlich auf ein Zuwanderungsbegrenzungsgesetz zu setzen.

Wir wissen selbstverständlich, dass mehr getan werden muss und wir tun schon lange mehr!

Ausbildung und Integration sind die Stichworte hierzu.

Es war die linke eliten- und leistungsfeindliche Bildungspolitik, die über Jahrzehnte hinweg das Qualifikationsniveau so gesenkt hat, dass nun immer mehr Deutsche zum Straßenfegen nicht willig und zum Computerprogrammieren nicht fähig sind.

Es war die Linke, die den Computer als Vorboten der Vereinsamung und die Biotechnologie als Teufelszeug gebranntmarkt hat.

Es waren linke Projektionitis und Subventionitis, die den Kampf gegen die Arbeitslosigkeit auf die Erhaltung hoffnungslos steinzeitlicher Branchen wie Strukturen konzentriert haben, anstatt auf die Entwicklung von Zukunftstechnologien zu setzen.

Deshalb fehlen jetzt IT-Kräfte.

Und deshalb reicht es nicht ausschließlich, auf die nun eilig nachgeholte Ausbildung zu setzen.

Das dauert zu lange.

Und die Beschleunigungsgesetze der globalen New Economy werden sich nicht nach dem Stundenplan deutscher Nachhilfeaktionen richten.

Während andere neue Technologien diffamiert und diese und deren Fachleute außer Landes getrieben haben, haben wir gehandelt.

Seit 1996 haben wir 32 neue Ausbildungsberufe auf den Weg gebracht.

In diesen neuen Ausbildungsberufen wurden allein im letzten Jahr über 56 % neue Ausbildungsverträge abgeschlossen.

Im quantitativ bedeutendsten Ausbildungsberuf Fachinformatiker/Fachinformatikerin wurden im Jahre 1999 mit knapp 700 Neuabschlüssen viermal so viele Verträge abgeschlossen wie zwei Jahre zuvor; die Gesamtzahl der Auszubildenden in diesem Beruf stieg im Vergleich zu 97 sogar um das Siebenfache.

Folie 9

Im Landeskabinett haben wir vor einem Jahr mit einer erheblichen Kraftanstrengung ein umfangreiches und ehrgeiziges Ausbauprogramm für die Berufsakademien beschlossen, wobei vor allem auch die informationstechnischen Fachrichtungen gestärkt werden.

In den nächsten 4 Jahren werden an den Berufsakademien 4.750 neue Studienplätze und 153 Personalstellen geschaffen.

Gerade die Berufsakademien als die erfolgreichsten, schnellsten und praxisnächsten Ausbildungseinrichtungen sind bestens prädestiniert dafür, in kurzer Zeit auf den Bedarf  der Wirtschaft zu reagieren und dem Arbeitsmarkt die erforderlichen Fachkräfte zur Verfügung zu stellen.

Auch meine Aktion „Unternehmer an Schulen“ und die Aktion zusammen mit dem VMI und dem VDMA „think ing“ zielen in diese Richtung.

All diese Bemühungen sind gut und hilfreich, aber sie bedienen heute den Arbeitsmarkt nicht, sie helfen dem heutigen Fachkräftemangel  nicht ab und deshalb ist es unsinnig, ausschließlich auf Bildungsanstrengungen zu setzen, weil diese drängenden Probleme heute gelöst werden müssen und weil ich weder Herrn Harms von Hewlett Packard noch den Handwerker noch den Mittelständler auf die Lösung seiner drängenden Probleme in 3, 4 oder 5 Jahren verweisen möchte.

Die alle erwarten von uns zurecht heute die Lösung und nicht erst übermorgen!

Und zu recht erwartet man von uns auch Ehrlichkeit und die Beantwortung der Frage nach dem Asylrecht.

Und da bin ich froh über den Kompromiss im vorliegenden Antrag:

„Wenn es sich zur Schaffung und Durchsetzung eines einheitlichen europäischen Asylrechts als notwendig erweist, den Artikel 16 a des Grundgesetzes mit einem Gesetzesvorbehalt zu versehen, wird dies von der F.D.P. unterstützt.“

Liebe Parteifreundinnen und liebe Parteifreunde,

natürlich darf man nicht nur die regelnde und damit insgesamt die Zuwanderung begrenzende Gesetze auf den Weg bringen und die zu uns kommenden Menschen dann mit ihren und damit ja auch mit unseren Problemen alleine lassen.

Deshalb bin ich sehr froh und dankbar dafür, dass Uli Goll und seine Arbeitsgruppe in ihrem vom Landesvorstand mehrfach beratenen und einstimmig beschlossenen Antrag der Integrationsnotwendigkeit einen so breiten Raum eingeräumt haben.

Eine entscheidende Voraussetzung für eine erfolgreiche Integration ist die Beherrschung der deutschen Sprache.

Hier muss noch mehr getan werden und deshalb bleibt unsere Forderung auch die unterrichtsbegleitende Sprachförderung in die Regelversorgung der Grund- Haupt- und Berufsschulen aufzunehmen, selbstverständlich aufrecht erhalten.

Ob Integration erfolgreich ist oder nicht, entscheidet sich aber letztlich vor allen Dingen in den Städten und Gemeinden und in der Nachbarschaft und am Arbeitsplatz.

Dies bedeutet, wir alle, jeder Einzelne ist gefordert.

Integrationspolitik ist Voraussetzung einer vorausschauenden kommunalen Entwicklungspolitik.

Es geht vor allem um:

Folie 10 und Folie 11

· die Eingliederung von jungen Menschen ausländischer Herkunft in kulturelle, sportliche und soziale Organisationen

· um die berufliche Qualifikation junger Menschen ausländischer Herkunft 

· um die Vermeidung baulicher und sozialer Ghettosituationen

· um den Abbau von Abwehrhaltungen durch Möglichkeiten und Beiträge zu Begegnungen und gegenseitigem Kennenlernen

Liebe Parteifreundinnen und liebe Parteifreunde,

alle guten Argumente sind auf unserer Seite.

Wir wollen der Wirtschaft in ihrer ganzen Breite helfen.

Wir wollen Wohlstand und Zukunft unseres Landes sichern.

Wir wollen endlich Einfluss nehmen darauf, wer zu uns kommt und wer nicht.

Wir wollen unser Land fit machen für das 21. Jahrhundert.

Die F.D.P. ist die einzige wirkliche Reformpartei in unserem Land.

Kämpfen wir für unsere liberalen Vorstellungen und verhelfen wir damit der Vernunft zum Durchbruch.

Ich danke Ihnen.
